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Erhöhter Praxisbezug 
durch frühzeitige Koope-
ration mit Berufsschulen 
und Wirtschaft: Das neue 
hessische Modell der Mit-
telstufenschule überzeugt 
die Vertreter der Arbeits-
gemeinschaft Schule-Wirt-
schaft im Kern.

Von natalie Volkenrath

Waldeck-Frankenberg. „Vie-
le Schulen im Landkreis arbei-
ten schon ähnlich“, stellt Rai-
ner Osterhold, Vorsitzender der 
Arbeitsgemeinschaft Waldeck 
und stellvertretender Leiter der 
Mittelpunktschule Sachsenhau-
sen, klar. Aus diesem Grund be-
grüßen die meisten heimischen 
Schulleiter die geplante Vereini-
gung von Haupt- und Realschu-
le unter dem Dach der Mittel-
stufenschule, wobei die Reform 
einigen nicht weit genug geht 
(WLZ-FZ, 6. März). 

Lob und Kritik äußerten am 
Dienstag auch die Mitglieder der 

AG-Arbeitsgruppe „Ausbildung 
schafft Zukunft“, zu der Lehrer 
für Arbeitslehre sowie Vertreter 
aus Wirtschaft, Kreishandwer-
kerschaft und Arbeitsagentur 
zählen. „Wir haben die Themen 
Mittelstufenschule und Erwar-
tungen der Wirtschaft an die Ab-
gangsschüler miteinander ver-
knüpft“, berichtet Osterhold aus 
der Sitzung. Zwei Punkte des 
neuen Konzepts seien grund-
sätzlich positiv zu bewerten:
l längeres gemeinsames Ler-
nen von Haupt- und Realschü-
lern in den Klassen 5 bis 7. „Das 
entspricht quasi einer Verlän-
gerung der Förderstufe um ein 
Jahr“, erklärt der Pädagoge. 
l erhöhter Praxisbezug, um 
vor allem für die Hauptschü-
ler den Einstieg in den Beruf 
zu erleichtern. „Praxistage und 
eine enge Zusammenarbeit 
mit Berufsschule und Betrie-
ben werden angestrebt“, er-
klärt Osterhold. Dazu solle der 
Hauptschul- dem Realschul-
bereich gleichgestellt, also bis 
zur zehnten Klasse ausgewei-
tet werden, fordern die Exper-
ten aus Waldeck. „In diesem Fall 

hätten Hauptschüler eine gu-
te Chance, Fuß in einem prak-
tischen Beruf wie im Handwerk 
zu fassen“, ist Osterhold über-
zeugt.

Kritisch betrachten die Vertre-
ter der Schulen, dass die Mittel-
stufenschule erst mit der Klas-
se 5 des Schuljahres 2011/2012 
starten solle. „Das können wir 
nicht nachvollziehen, da wir 
durch Förder- und Verbund- 
stufen schon gemeinsames Ler-
nen von Haupt- und Realschü-
lern praktizieren.“ Eine flächen-
deckende, enge Kooperation 
mit den Berufsschulen erscheint 
den Fachleuten ebenso schwie-
rig – insbesondere für künfti-
ge Mittelstufenschulen auf dem 
Land.  

Wenig Praktikumsplätze

Ebenso problematisch er-
scheint die von der Berufsbera-
tung geforderte Ausweitung des 
Praktikumssystems für Real-
schüler. „Es ist schon nicht mög-
lich, flächendeckend Praxistage 
für Realschüler zu organisieren.“ 
Das Angebot an Praktikumsplät-

zen sei so gering, dass es schon 
nicht einfach sei, alle Schüler in 
ein dreiwöchiges Praktikum zu 
vermitteln, erklärt Osterhold.

Viele sind unschlüssig

„Kein Praktikum unter drei 
Wochen“, macht Thomas Rel-
ke vom Heizungs- und Sanitär-
unternehmen Veltum in Sach-
senhausen die Anforderun-
gen der Wirtschaft deutlich. Ge-
meinsam mit Thomas Fölsch 
(Continental)benennt er zudem 
einige Defizite, die Schüler aus 
Sicht von Unternehmern auf-
weisen:
l Schwächen gibt es in Mathe-
matik und Deutsch, vor allem in 
der Rechtschreibung.
l Sekundärtugenden wie Ord-
nung, Pünktlichkeit, Benehmen, 
Teamfähigkeit und Toleranz sind 
ebenfalls ausbaufähig. 
l Bei den Ausbildungssuchen-
den gibt es laut Fölsch kaum 
mehr ein Mittelfeld: Einige sind 
sehr gut, andere überhaupt 
nicht vorbereitet, wenn sie sich 
auf Ausbildungsplatzsuche be-
geben. Zu dieser Beobachtung 

passt auch die Einschätzung der 
Berufsberatung, dass viele Ab-
schlussschüler kurz vor den Prü-
fungen noch nicht wissen, was 
die berufliche Zukunft bringen 
soll.
l Die Wirtschaftsvertreter be-
dauern ebenfalls, dass viele 
hochqualifizierte Schüler sich 
für eine weiterführende Schule 
statt eine Ausbildung entschei-
den. Wer sich für das Fachabitur 
entscheidet, nach der zweijäh-
rigen Schulzeit aber nicht stu-
diert, sondern dann eine Ausbil-
dung beginnt, verliert laut Oster-
holt wertvolle Zeit. Schließlich 
könne das Fachabitur nach ab-
geschlossener Ausbildung nach 
einem Jahr abgelegt werden.

Kooperation prüfen

Um die beschriebene Situati-
on gemeinsam zu verbessern, 
haben die Lehrer von Haupt-, 
Real- und Berufsschulen sowie 
die Vertreter der Wirtschaft ver-
einbart, weitere Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit mit Blick 
auf das Modell der Mittelstufen-
schule zu prüfen.

„Ausbildungsfähigkeit der Schüler fördern“
Arbeitsgemeinschaft Schule-Wirtschaft begrüßt Modell der Mittelstufenschule · Hauptschulzeit verlängern

„Langfristig 
lohnenswert“

l Wie hat sich das Geschäft mit 
Solaranlagen in den letzten 
Jahren entwickelt?

Die Entwicklung war sehr ra-
sant: Von fünf Mitarbeitern 2003 
auf 112 Mitarbeiter im Jahr 2010 
– das spricht doch für sich und 
unterstreicht die enorme Be-
deutung.

l Immer mehr PV- und Solarther-
mieanlagen sind inzwischen 
auf privaten Dächern instal-
liert. Welche Auswirkungen 
hatte aber die Wirtschaftskrise 
bisher auf Ihr Geschäft?

Die Wirtschaftskrise hat uns 
nicht so stark betroffen, im Ge-
genteil: Viele Investoren sind zu 
den alternativen Energien ge-
kommen, weil hier die Rendi-
ten sicher und relativ hoch sind. 
Das Vorhaben ist gesetzlich ab-
gesichert und das Erneuerbare-
Energien-Gesetz garantiert eine 
lange Laufzeit.

l Die Berliner Koalition hat be-
schlossen, die Förderung für 
Solarenergie zu senken. Ist 
die Branche inzwischen wett-
bewerbsfähig genug, um auch 
nach der Subventionskürzung 
bestehen zu können?

Die nächste Reduzierung der 
Vergütung wird die Branche 
noch verdauen können. Die 
dann kommenden werden je-
doch immer schwerer zu kom-
pensieren sein. Von Vorteil für 
zukünftige PV-Anlagen ist die 
Förderung für den Eigenver-
brauch des erzeugten Solar-
stroms. Dieser zusätzliche Bo-
nus bei der Eigenstromnutzung 
schafft zusätzliches Interesse 
und wird langfristig auch den 
lohnenswerten Betrieb von So-
laranlagen gewährleisten.

l „Weder ökonomisch sinnvoll 
noch gerecht“ – so beschreibt 
Umweltminister Röttgen die 
alte Förderung. CDU-Politiker 
sehen gar eine „Überförderung 
der Photovoltaik“. Sehen Sie 
dies genauso?

Es ist eine Notwendigkeit, sich 
den alternativen Energien zu-
zuwenden. Die Ressourcen 
werden knapper, die Klimaver-
änderung ist immer deutlicher 
global zu spüren, Konflikte um 
fossile Energieträger brechen 
aus; zusätzlich das Risiko durch 
die Kernenergie. Aber letztend-
lich müssen sich alle Verbrau-
cher im Klaren sein, dass alle 
Energieträger in unserem Lan-
de hochgradig subventioniert 
sind. Photovoltaik ist in seiner 
Anschaffung relativ teuer, ver-
ursacht dann aber über einen 
sehr langen Zeitraum keine nen-
nenswerten Kosten mehr. Die 
Subventionen sind damit sehr 
gut angelegt, sie kommen einer 
Vielzahl von Menschen zugu-
te. Für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland sind die alternati-
ven Energien eigentlich ein Se-
gen. Eine zu starke Reduzierung 
wäre ein sprichwörtliches Ei-
gentor. Nutznießer wären Billig-
lohnländer wie China.

Axel Bänsch, 
Geschäftsfüh-
rer bei ConSo-
laris

interview

Die Solarbranche kann die 
geringere Einspeisever-
gütung wegstecken, ist 
sich Axel Bänsch (ConSola-
ris) sicher. Doch die Sub-
vention sei insgesamt zu 
gut angelegt, um sie kom-
plett zu streichen.

Die Bundesregierung 
kürzt zum 1. Juli die Ein-
speisevergütung für 
Strom aus Photovoltaikan-
lagen. Bei der Firma Viess-
mann sieht man diese Ver-
änderung gelassen.

Von Mark adel

Allendorf (Eder). Die Einspei-
sung für Strom aus Solaranlagen 
auf Dächern wird um 16 Pro-
zent gekürzt, aus Freiflächen-
Anlagen um 15 Prozent. Viele 
Solartechnik-Hersteller sehen 
die Neuregelung kritisch. Die 
Allendorfer Viessmann-Werke 
– größter Arbeitgeber der Regi-
on und drittgrößtes Heiztech-
nik-Unternehmen Europas – 
haben Photovoltaikanlagen im 
Programm. „Aber das ist nur ein 
kleiner Zweig“, sagte Manfred 
Greis, Generalbevollmächtigter 
der Viessmann-Werke, gestern 
gegenüber WLZ-FZ.

„Sehen das als Delle“

Entsprechend gelassen nimmt 
er die Veränderung hin, im Ge-
genteil: „Wir halten es für rich-
tig, weil Photovoltaik überför-
dert wird“, betonte er am Rande 
des Viessmann-Energieforums. 
Er verwies auf die Finanzierung 
der Vergütung aus dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz, kurz 
EEG: Es werde aus Stromprei-
sen bezahlt, die jeder Verbrau-
cher bezahle. Jeder Stromkunde 
leiste also seinen Anteil an der 
Förderung. Dabei habe Photo-

voltaik nur einen Anteil von et-
wa einem Prozent an der Strom-
erzeugung in Deutschland.

Allerdings komme die Ver-
änderung der Förderricht-
linien plötzlich: „Es muss Pla-
nungssicherheit geben“, for-
derte Greis, der gestern den er-
krankten Firmenchef Dr. Mar-
tin Viessmann vertrat. Gekürzt 
worden sei auch das Moderni-
sierungsprogramm, mit dem 
der Staat den Tausch alter Heiz-
kessel fördert. „Das ist aus un-
serer Sicht bedauerlich.“ Wich-
tiger sei aber, dass Hausbesit-
zer die Wirtschaftlichkeit einer 

Modernisierung erkennen. „Sie 
finanziert sich über die einge-
sparte Energie.“ 

Trotz Klimawandel und zur 
Neige gehender fossiler Brenn-
stoffe hat das Allendorfer Fami-
lienunternehmen im vergange-
nen Jahr weniger Wärmepum-
pen, Biomassekessel und Solar-
anlagen verkauft (WLZ-FZ be-
richteten). „Die Energiepreise 
waren auf niedrigem Niveau“, 
begründet Manfred Greis die-
se Entwicklung. „Wir sehen das 
als Delle. Der langfristige Trend 
geht nach oben.“ Schließlich 
sei der Klimaschutz eine gro-

ße Herausforderung. „Der Wär-
memarkt ist mit 40 Prozent der 
größte Energieverbraucher in 
Deutschland.“ Der Bestand an 
Heizkesseln sei veraltet.

Die Preise steigen

Energie müsse aber bezahlbar 
bleiben, betonte Greis. „Zwi-
schen 2000 und 2008 sind die 
Energiekosten um fast 60 Pro-
zent angestiegen.“ Die Preise 
würden weiter nach oben ge-
hen. „Knappe Kassen dürfen 
nicht als Argument dienen, den 
Klimaschutz zu vernachlässi-

gen.“ Zum zweitägigen Energie-
forum, das heute endet, kom-
men Fachleute aus dem Bereich 
Sanitär, Heizung, Klima. Pro-
minente Referenten informieren 
über den Heizungsmarkt und 
Klimaschutz: unter anderem 
Klimaforscher Prof. Hans Joa-
chim Schellnhuber (siehe unten 
stehenden Text), Stefan Kohler, 
Geschäftsführer der deutschen 
Energie-Agentur, und Ministeri-
aldirigent Franzjosef Schafhau-
sen vom Bundesumweltminis-
terium. Moderiert wird das Fo-
rum vom Wissenschaftsjourna-
listen Jürgen Petermann.

„Photovoltaik wird noch überfördert“

Viessmann-Generalbevollmächtigter Manfred Greis (am Rednerpult) sieht keine Auswirkungen der verringerten Einspeisever-
gütung auf das Allendorfer Unternehmen. Auf dem Podium des Energieforums saßen gestern auch Stephan Kohler, Franzjosef 
Schafhausen und Hans Joachim Schellnhuber. Moderator war Jürgen Petermann (von rechts). Foto: Mark adel

Viessmann-Generalbevollmächtigter Manfred Greis wirbt bei Energieforum für Modernisierung

„Die Welt wird nicht untergehen, aber Teile davon“
Direktor des Potsdam-Instituts für Klimaforschung spricht beim Energieforum in Allendorf

Allendorf (Eder). Ende dieses 
Jahrhunderts könnten die Male-
diven unter Wasser stehen und 
unbewohnbar sein: Dieses Bild 
zeichnete Klimaforscher Prof. 
Hans Joachim Schellnhuber, Di-
rektor des Potsdam-Instituts für 
Klimaforschung, gestern anläss-
lich des Energieforums der Fir-
ma Viessmann.

Auch wenn der lange Winter 
in Europa einen anderen An-
schein erwecke: „Die globale Er-
wärmung macht keine Pause.“ 
Fast überall auf der Welt sei es 
derzeit zu warm, wie Fernseh-

zuschauer während der Olym-
pischen Winterspiele in Van-
couver hätten sehen können. 
Der Januar 2010 sei insgesamt 
der zweitwärmste Monat gewe-
sen mit Plustemperaturen von 
sieben Grad in Grönland. Auch 
wenn es paradox klinge, kön-
ne ein strengerer Winter in Eu-
ropa ein Effekt der Klimaer-
wärmung sein. Even tuell werde 
aber schon dieses Jahr ein „Re-
kordjahr“ und besonders warm: 
„Dann bekommt die Debatte ei-
nen neuen Dreh.“ Eine Erder-
wärmung um zwei Grad sei rea-

lisierbar, wenn die Klimaschutz-
ziele eingehalten werden. Aber 
schon das habe gravierende Fol-
gen. Steigt die Durchschnitts-
temperatur um mehr als zwei 
Grad, „wird die Welt nicht un-
tergehen – aber einige Teile da-
von“. Die missglückte Klima-
Konferenz in Kopenhagen ma-
che dabei allerdings „nicht sehr 
viel Hoffnung“.

In anderen Ländern gebe es 
noch sehr viel größere Effizienz-
potenziale als in Deutschland, 
sagte er mit Blick auf den Hei-
zungsmarkt. (da)

Wird 2010 ein Wärme-Rekordjahr? Professor Hans Joachim 
Schellnhuber vermutet es. Foto: Mark adel


